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Sehr geehrte 1,

das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Schweinfurt nimmt wie folgt Stellung zur vorgelegten
Planung.
Bewirtschafter, der von Bebauung betroffenen Grundstücke, sollten möglichst frühzeitig auf den Flächen-
verlust hingewiesen werden. lnwieweit noch längerfristige Pachwerträge mit Anspruch auf Pachtaufhe-
bungsentschädigung bestehen, ist dem Amt nicht bekannq sollte abergeklärt werden.
ln einem Abstand von ca, 30 m befindet sich auf Flur Nr. 711 eine Pferdehaltung.

Flächenverlust und Bodenqualität:
Es wird hier sehr ertragsfähiges Ackerland überplant. Mit Grund und Boden soll sparsarn und schonend
umgegangen werden; zur Verringerung der zusätzlichen lnanspruchnahme von Flächen sind die Möglich-
keiten einer Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der lnnen-
entwicklung zu nutzen; landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt
werden {Bodenschutzklausel, $ laRbs. 2 BauGB).
lm Umfeld des Plangeländes sind mehrere Baulücken vorhanden. Wir bitten die Gemeinde Bergrheinfeld
hier ihre Planung zu überdenken.

Ausgleichsfl ächen und Ausgleichsmaßna hmen:
Bei der Ausweisung gesetzlich notwendiger Ausgleichsflächen ist auf die Belange der Land- und Forstwirt-
schaft besonders Rücksicht zu nehmen. Die öffentliche Grünfläche auf Flur Nr.7t4 ist großzügig dimensio-
niert. Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; zur Verringerung der zusätz-
lichen lnanspruchnahme von Flächen sind die Möglichkeiten einer Wiedernutzbarmachung von Flächen,
Nachverdichtung und andere Maßnahmen der lnnenentwicklung zu nutzen; landwirtschaftlich genutzte
Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden (Bodenschutzklausel, 5 laAbs. 2 BauGB).
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Wir bitten die Gemeinde Bergrheinfeld hier ihre Planung zu überdenken

Bodenveränderungen:
Eingriffe in Böden sind, soweit möglich zu vermeiden bzw. minimieren. Der Boden soll nach Abschluss der
Baumaßnahme und der Rekultivierung möglichst vollständig wiederhergestellt werden und seine natürli-
chen Bodenfunktionen nach S 2 BBodSchG wahrnehmen können.
ln der Planung werden die Verwendung und der Einbau von unbelebtem Boden nicht beschrieben. Dies
sollte im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren geklärt werden.

Angrenzende landwirtschaftliche Flächen:
Die geplanten Pflanzmaßnahmen dürfen angrenzende landwirtschaftliche Nutzflächen nicht beeinträchti-
gen. Regelmäßige Pflege (Rückschnitt) der Anpflanzungen ist sicher zu stellen.
Er muss sichergestellt sein, dass die ortsübliche Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlicher Nutz-
flächen uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Staub- /Lärm-/Geruchsentwicklungen bei landwirt-
schaftlicher Bewirtschaftung sind hinzunehmen.

Entsorgungsfläche Schmutz- und Regenwasser:
Die geplante Entsorgungsfläche für Schmutz- und Regenwasser auf Flur Nr.747 führt dazu, dass die ver-
bleibende landwirtschaftliche Ackerfläche einen ungünstigen Zuschnitt erhält. Dies würde die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung erschweren. Wir bitten die Gemeinde Bergrheinfeld hier ihre Planung zu über-
denken.
Es muss zudem sichergestellt werden, dass die angrenzende landwirtschaftliche Nutzfläche durch das
Schmutz- und Regenwasser nicht beeinträchtigt wird.

Wege:
Die bestehenden Wege müssen für die Landwirtschaft weiterhin uneingeschränkt nutzbar sein.
Die geplanten Pflanzmaßnahmen dürfen die Wegnutzung für die Landwirtschaft nicht einschränken.

Von Seiten des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Schweinfurt bestehen grundsätzlich
keine weiteren Einwände gegen die vorgelegte Planung.

Bei Veröffentlichung unseres Schreibens bitten wir Sie die Grundsätze des Datenschutzes zu beachten.
Damit ist die Veröffentlichung personenbezogener Daten, hier der Namen und Kontaktdaten der Sachbear-
beiter/-innen der jeweiligen Behörden als Ersteller umweltbezogener Stellungnahmen, nicht erforderlich,
um die Zwecke der öffentlichkeitsbeteiligung nach $ 3 BauGB zu erfüllen. Die personenbezogenen Daten
der Sachbearbeiter/-innen müssen daher vor der Veröffentlichung der Stellungnahmen im Rahmen der
Auslegung geschwärzt bzw. anderweitig entfernt werden. Ausreichend ist die Veröffentlichung des Wort-
lauts der jeweiligen behördlichen Stellungnahmen, um problematische umweltbezogene Gesichtspunkte
der Planung offenzulegen, sowie zur Zuordnung die Bezeichnung der jeweiligen Behörde. Ein Auskunfts-
recht des Bürgers beim Sachbearbeiter/bei der Sachbearbeiterin der jeweiligen Behörde ist nicht gegeben.

Mit freundlichen Grüßen
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